
dacht werden, damit die EU nicht reform-
unfähig wird und durch ihr eigenes Modell
zum Scheitern verurteilt ist. In Zukunft
sollten im Normalfall parlamentarische Ab-
stimmungen in allen Mitgliedsstaaten und
bei wichtigen Vertragsänderungen ein Eu-
ropäisches Referendum stattfinden. Bei
beiden sollten qualifizierte Mehrheiten für
die Ratifizierung ausreichen.

Dies wird aber nicht für den Vertrag
von Lissabon und das irische Nein gelten.
Derzeit ist noch die Ratifizierung durch
alle Mitgliedsstaaten notwendig. Bis Ende
des Jahres sollte alles daran gesetzt werden,
dass in den verbleibenden Mitgliedsstaaten
Schweden und der Tschechischen Repub-
lik der Vertrag von Lissabon ratifiziert
wird. Irland sollte dann im Frühling 2009
eine neue Befragung der Bevölkerung
durchführen. Eile ist insofern geboten, weil
die Wahlen zum Europäischen Parlament
im Juni 2009 stattfinden und bis dahin
Klarheit über die rechtlichen Grundlagen

der Europäischen Union herrschen muss.
Nur so kann gewährleistet werden, dass die
Wahl des Präsidenten der Europäischen
Kommission auf Grundlage der von den
Bürgern zum Ausdruck gebrachten Präfe-
renzen durchgeführt wird. In Irland muss
den Bürgern deutlich erklärt werden, dass
ein zweites Nein das Land in Europa isolie-
ren würde und ein Europa der zwei Ge-
schwindigkeiten entstehen wird. Darüber
hinaus muss die Regierung in Dublin sehr
viel engagierter für den Vertrag von Lissa-
bon werben. Bei der ersten Ablehnung hat
eine Mehrheit der Menschen angegeben,
wegen fehlender Kenntnisse über den Ver-
trag mit Nein gestimmt zu haben. Auch die
Regeln zur Finanzierung von Referendums-
kampagnen müssen geändert werden. In
einer Demokratie sollte es nicht hinnehm-
bar sein, dass ein Millionär wie Herr Gan-
ley alleine mehr Geld in eine Kampagne
investiert als es die gesamten Parteien in
diesem Land dürfen.
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Die Europäische Sozialpolitik ist Gegen-
stand vieler Mythen. Weder ist es heute
zutreffend, dass die Europäische Union

sozialpolitisch abstinent ist, noch kann auf
der Ebene der Mitgliedsstaaten ein einheit-
liches europäisches Sozialmodell ausge-
macht werden. Beide Einschätzungen tref-
fen am ehesten für die Gründungsphase
der EG zu. Zum einen beschränkten sich
im EWG-Vertrag die sozialpolitischen
Kompetenzen auf die Geschlechtergleich-
heit in der Entlohnung, sowie Maßnahmen
auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit zur
Sicherstellung der Freizügigkeit von Ar-
beitnehmern. Zum anderen bestand ur-

Herbert Obinger

Perspektiven für ein soziales Europa

Das Integrationsprojekt EU benötigt die Unterstützung durch seine Bürger. Kaum
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weiter verhärtet.
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sprünglich auf der Ebene der Mitglieds-
staaten insofern eine relativ große sozial-
politische Homogenität,als die Wohlfahrts-
staaten der sechs Gründungsmitglieder in
der Tradition des Bismarckschen Sozial-
staatsmodells standen. Mit jeder Erweite-
rungswelle ist jedoch die sozialpolitische
Zersplitterung in Europa größer gewor-
den. Die beiden jüngsten Beitrittsrunden
haben diese Fragmentierung weiter ver-
stärkt und zudem ein massives Wohl-
standsgefälle in der Union verankert. Eu-
ropa umfasst heute mehrere Sozialstaats-
welten, die sich hinsichtlich der strukturel-
len Gestaltung des Wohlfahrtstaates und
der Sozialstandards erheblich voneinander
unterscheiden.

Fortschritte nicht
überbewerten

Nicht minder bedeutsame Veränderungen
fanden seither auf europäischer Ebene
statt.Beginnend mit der Einheitlichen Euro-
päischen Akte wurden die sozialpolitischen
Befugnisse der Gemeinschaft mit jeder
Vertragsrevision ausgeweitet und in vielen
Bereichen die Entscheidungsregeln im Rat
zugunsten qualitativer Mehrheitsentschei-
dungen gelockert. Abgesehen von wenigen
Ausnahmen (z.B. Streik- und Koalitions-
recht) kann der Rat heute Mindestvor-
schriften in allen sozialpolitischen Berei-
chen erlassen. Gerade im Kernbereich der
sozialen Sicherheit, den wohlfahrtsstaat-
lichen Transferleistungen, setzt dies aber
nach wie vor eine einstimmige Ratsent-
scheidung voraus.

Dessen ungeachtet ist die Zahl an so-
zialpolitischen Rechtsakten in den letzten
zwei Dekaden beträchtlich angestiegen.
Allen voran gilt dies für soziale Mindest-
standards im Bereich des Arbeitsschutzes
und Arbeitsrechts. Die im Bereich regulati-
ver Sozialpolitik zweifellos erreichten Fort-
schritte dürfen jedoch nicht überbewertet
werden. Drei andere Prozesse setzten näm-

lich die nationalen Wohlfahrtsstaaten er-
heblich unter Druck bzw. verringerten den
sozialpolitischen Handlungsspielraum des
Nationalstaates.

Erstens schritt die von Kommission
und EuGH vorangetriebene negative Inte-
gration ungleich rasanter voran als die
sozialpolitische Re-Regulierung auf euro-
päischer Ebene. Hier geht es im Wesent-
lichen um die Beseitigung von nationalen
Vorschriften, die der Marktschaffung ent-
gegenstehen. So dürfen etwa nationale so-
zialpolitische Regelungen nicht im Wider-
spruch zu den vier Grundfreiheiten ste-
hen. In der sozialpolitischen Praxis führte
dies zu Souveränitäts- und Autonomiever-
lusten des Nationalstaates und zur Ent-
grenzung der nationalen Sozialschutz-
systeme.

Zweitens beraubte die Wirtschafts- und
Währungsunion den Nationalstaat seiner
klassischen geldpolitischen Instrumente,
während die Fiskalpolitik durch den Stabi-
litäts- und Wachstumspakt in ein engeres
Korsett gepresst wurde. Dadurch brachen
nicht nur die klassischen wirtschaftspoliti-
schen Stabilisierungsinstrumente teilweise
weg, sondern es erhöhte sich indirekt auch
der Druck auf den Wohlfahrtsstaat als wich-
tigsten sozialen Stabilisierungspuffer. Das
enger geschnürte fiskalpolitische Korsett
zwingt nämlich die Mitgliedsstaaten zur
Ausgabendisziplin und bleibt deshalb nicht
folgenlos für den Sozialstaat, weil er als mit
Abstand größter Einzelposten des Budgets
im Fall eines fiskalischen Ungleichgewichts
sehr wahrscheinlich zum Gegenstand von
Ausgabenkürzungen wird.

Drittens hat der europäische Binnen-
markt den Regimewettbewerb zwischen
den Mitgliedsstaaten intensiviert. Wäh-
rend die Mobilität von Arbeitskräften
(noch) relativ gering ist, machen insbeson-
dere Kapitaleigner und Unternehmen von
der Freizügigkeit intensiv Gebrauch. Un-
ternehmen können ihre Produktion zur
Ausschöpfung von Faktorpreisdifferenzen
ins EU-Ausland auslagern, ohne dabei hö-
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here Marktzutrittskosten in Kauf nehmen
zu müssen. Gerade durch den Beitritt von
Billiglohnländern im Zuge der letzten bei-
den Erweiterungsrunden sind diese An-
reize größer geworden. Zwar erzeugte die
Marktausdehnung zweifellos wirtschaft-
liche Chancen, gleichzeitig erhöhte der da-
durch entfesselte Standortwettbewerb aber
auch die Gefahr eines sozialpolitischen
Unterbietungswettlaufs.

Ein sehr langfristiges
Unterfangen

Insgesamt betrachtet hat sich die bereits
bei Gründung der EG angelegte Konstruk-
tion einer sozialstaatlich nicht eingehegten
Marktintegration verhärtet. Die liberale
europäische Wirtschaftsverfassung wirkt
dabei nicht auf alle Mitgliedsstaaten
gleichmäßig ein, sondern sie setzt insbe-
sondere koordinierte Marktwirtschaften
unter Druck. Dies ist insofern problema-
tisch, als es einigen dieser Länder – so etwa
den nordischen Wohlfahrtsstaaten – ge-
lungen ist, soziale Sicherheit mit einem
hohen Niveau an Beschäftigung, Wohl-
stand und Einkommensgleichheit in Ein-
klang zu bringen. Diese Erfolgsmodelle
geraten nun ohne Not unter erheblichen
Anpassungsdruck. Die jüngsten Erfolge
regulativer EU-Sozialpolitik reichen dabei
nicht aus, um hier gegenzusteuern. Es gibt
heute nirgendwo ein Mehrebenensystem,
das zwar die volle Freizügigkeit von Ar-
beit, Kapital, Waren und Dienstleistungen
garantiert, wo aber die oberste Entschei-
dungsebene nicht umfangreich sozialpoli-
tisch aktiv ist. Aus dieser Schieflage resul-
tieren politisch höchst brisante Spannun-
gen. Das Unterspülen der sozialpoliti-
schen Souveränität und Autonomie des
Nationalstaates, die Zurückdrängung der
öffentlichen Daseinsvorsorge und der ver-
schärfte Standort- und Steuerwettbewerb,
der Steuerlasten verstärkt auf immobile
Produktionsfaktoren verlagert und natio-

nale Sozialstandards bedroht, kann nicht
nur die soziale Kohäsion auf nationalstaat-
licher Ebene beeinträchtigen, sondern in
Folge davon auch veritable Legitimitäts-
probleme auf allen Ebenen der Union er-
zeugen. Wenn die freigesetzten Markt-
dynamiken die Mitgliedsstaaten zu einer
restriktiven Sozialpolitik zwingen und die
Leidtragenden dieser Reformen das Wahl-
recht als ihre einzige Machtressource dazu
benutzen, um europaskeptische Positio-
nen von Rechts- wie Linkspopulisten zu
stärken, kann dies das gesamte Integra-
tionsprojekt gefährden. Europa braucht
daher eine starke soziale Dimension als
Ferment für eine weiter reichende Inte-
gration. Angesichts des oft beklagten De-
mokratiedefizits ist es umso notwendiger,
die Unterstützung der EU-Bürger für das
Integrationsprojekt über den politischen
Output der Union zu sichern. Kaum ein
Politikfeld eignet sich für die Generierung
von Output-Legitimation besser als die
Sozialpolitik.

Die Chancen für eine umfassende so-
zialpolitische Re-Regulierung auf europä-
ischer Ebene stehen allerdings alles andere
als gut. Hier schließt sich der Kreis zu den
obigen Ausführungen: Angesichts des ge-
genwärtigen Sozial- und Wohlstandsge-
fälles ist eine Einigung auf Mindeststan-
dards auf dem Gebiet der redistributiven
Sozialpolitik kurz- und mittelfristig ziem-
lich aussichtslos. Zu groß sind die Unter-
schiede zwischen den nationalen Sozial-
staatsarchitekturen und Sozialstandards,
zu ausgeprägt sind die Interessendiver-
genzen zwischen den reichen und armen
Mitgliedsstaaten, und zu hoch sind mit
dem Einstimmigkeitserfordernis die Kon-
sensschwellen auf europäischer Ebene, um
hier effektive Impulse setzen zu können.
Eine finanzielle Einmischung der Union
in die Sozialpolitik muss alleine an ihrer
fiskalischen Impotenz scheitern. Europa
hat zwar in den letzten Jahren mit der
Offenen Methode der Koordinierung ver-
sucht, die Harmonisierung der nationalen
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Sozialschutzsysteme voranzutreiben. Ein
im Wesentlichen unverbindlicher Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch ist aber
kein wirksames Instrument, um Markt-
kräfte zu disziplinieren. Die gegenwärtige
Finanzkrise zeigt, welche massiven Folge-
effekte unregulierte Märkte erzeugen kön-
nen. Die Europäer wären gut beraten,
wenn sie den Binnenmarkt auf europäi-

scher Ebene sozialpolitisch stärker einhe-
gen und so einem Vertrauensverlust in
Markt, Demokratie und das europäische
Projekt selbst präventiv vorbeugen. Die
Voraussetzungen dafür sind allerdings
nicht günstig. Die Schaffung einheitlicher
europäischer Sozialstandards auf dem
Gebiet der sozialen Sicherheit ist vielmehr
ein sehr langfristiges Unterfangen.
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Die Partner einer Großen Koalition haben
es nicht leicht, den Bürgern in der Vorbe-
reitung des Wahlkampfes klare Trennungs-
linien und glaubwürdige Unterschiede ih-
rer Wert- und Zielsetzungen zu präsentie-
ren – zumal inmitten der chaotischen Wir-
ren einer weltweiten Finanzkrise und unter
den Bedrückungen einer drohenden De-
pression. Der Ausnahmezustand kann ein
massiv parteipolitisches Erfolgskalkül fürs
erste nicht dulden, sondern fordert den ver-
einten Willen zur Abwehr der schlimmsten
Gefahren und die Bündelung aller Ener-
gien zur Überwindung der Krise.

Wiederentdeckung sozialdemo-
kratischer Kernelemente

Das gilt für die Sozialdemokraten nicht an-
ders als für die Christdemokraten: die
Haupt- und noch immer die Volkspar-
teien, die vom Anbeginn der Bundesrepu-
blik (ja zuvor schon in den westdeutschen
Ländern) miteinander das tragende Fun-
dament des Staates bildeten – gleichviel ob
in der Konfrontation von Regierungspartei
und Opposition, die eine Kooperation im
Bundestag, im Bundesrat, in den Länder-
parlamenten und in den Kommunen nie-
mals ausschloss, oder erst recht in den
Jahren gemeinsamer Regentschaft.

Die Kanzlerkandidaten und die Parteichefs
der zweiten Großen Koalition stehen, was
dies angeht, vor härteren Proben als ihre
Vorgänger in der Allianz Kiesinger-Brandt
im Jahre 1969. Die explosive Finanzkrise –
nach dem Krieg die schwärzeste Heimsu-
chung seit dem Zusammenbruch der Welt-
finanzen im Jahre 1929 – zwang die Christ-
demokraten zur Wiederentdeckung man-
cher sozialdemokratischer Kernelemente,
die ihre Programme und ihr Handeln nach
1945 mitgeformt hatten: unter anderem
dank des unvergessenen Karl Arnold, Mi-
nisterpräsident in Nordrhein-Westfalen,
diesem treuen Praktikanten der Katholi-
schen Soziallehre, dank auch Eugen Gers-
tenmaiers, Chef des Evangelischen Hilfs-
werkes, der mitten im deutschen Elend be-
wiesen hat, was die protestantische Sozial-
ethik zu leisten vermochte. Ihre Prägung
der sozialen Marktwirtschaft wurde später
in den Wonnen der Hochkonjunktur von
den selbstsicher-arroganten Erben so gut
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